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(2) Weisungen sind zulässig zur Konkretisierung der im 
Arbeitsvertrag vereinbarten Bedingungen, insbesondere der 
Arbeitsaufgabe und des Verhaltens der Werktätigen im Zu­
sammenhang mit der Arbeit. Weisungen, mit denen für den 
Werktätigen' weitergehende Arbeitspflichten begründet wer­
den sollen, sind nur zulässig, soweit dies in Rechtsvorschrif­
ten ausdrücklich festgelegt ist. Weisungen müssen den Rechts­
vorschriften entsprechen.

(3) Einzelheiten zur Ausübung des Weisungsrechts sind in 
der Arbeitsordnung zu regeln.

§83

(1) Der Werktätige ist verpflichtet, Weisungen mit Umsicht 
und Initiative auszuführen.

(2) Der Werktätige kann die Ausführung einer Weisung 
ablehnen, wenn sie von einem nicht dazu Befugten erteilt 
wurde. Das gleiche gilt, wenn durch eine Weisung Arbeits­
pflichten begründet werden sollen, die über die sich aus dem 
Arbeitsvertrag oder den Rechtsvorschriften ergebenden Pflich­
ten hinausgehen. Er ist verpflichtet, Weisungen nicht zu be­
folgen, wenn deren Durchführung eine Straftat darstellt. Die 
Ablehnung der Ausführung einer Weisung ist dem Anwei­
senden oder dem übergeordneten Leiter unverzüglich mitzu­
teilen.

Vorübergehende Übertragung einer anderen Arbeit

§84

(1) Die vorübergehende Übertragung einer Tätigkeit, die 
nicht zur vereinbarten Arbeitsaufgabe gehört, oder einer Tä­
tigkeit an einem anderen Arbeitsort (andere Arbeit) ist unter 
Berücksichtigung der gesellschaftlichen und persönlichen In­
teressen sowie der Qualifikation des Werktätigen in den nach­
folgend geregelten Ausnahmefällen zulässig. Für Quarantäne 
gelten besondere Rechtsvorschriften.

(2) Die andere Arbeit soll möglichst der Lohn- oder Gehalts­
gruppe der vereinbarten Arbeitsaufgabe und der Lohnform 
des Werktätigen entsprechen.

§85

(1) Im Sinne der kameradschaftlichen Zusammenarbeit und 
der gegenseitigen Hilfe kann dem Werktätigen eine andere 
Arbeit im Betrieb (einschließlich eines anderen Betriebsteiles 
am selben Ort) oder in einem anderen Betrieb am selben Ort 
übertragen werden, wenn das zur Erfüllung wichtiger betrieb­
licher oder volkswirtschaftlicher Aufgaben erforderlich ist. 
Die Übertragung einer anderen Arbeit darf in diesen Fällen 
die Dauer von 4 Wochen im Kalenderjahr nicht überschreiten. 
Die Übertragung einer anderen Arbeit im Betrieb über 
4 Wochen hinaus ist nur mit Einverständnis des Werktätigen 
zulässig. Beim Einsatz von Werktätigen in einem anderen Be­
trieb am selben Ort über 4 Wochen hinaus ist ein Delegie­
rungsvertrag gemäß § 50 abzuschließen.

(2) Die Übertragung einer anderen Arbeit in einem Be­
triebsteil an einem anderen Ort ist nur mit Einverständnis 
des Werktätigen zulässig.

(3) Werktätigen ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalters 
darf eine andere Arbeit nur mit ihrem Einverständnis über­
tragen werden.

§86
Ist der Werktätige infolge Betriebsstörungen, Warte- und 

Stillstandszeiten daran gehindert, seine Arbeitsaufgabe zu er­
füllen, kann ihm eine andere Arbeit im Betrieb oder, wenn 
das nicht möglich ist, in einem anderen Betrieb am selben 
Ort übertragen werden. Das gleiche gilt, wenn in der Person 
des Werktätigen liegende Gründe es erfordern, ihn im Inter­
esse der Einhaltung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes oder 
der Hygienebestimmungen vorübergehend anderweitig einzu­
setzen.

§87
(1) In Rechtsvorschriften kann für bestimmte Gruppen von 

Werktätigen festgelegt werden, daß ihnen aus wichtigen Grün­
den eine andere Arbeit am selben oder an einem anderen Ort 
bis zur Dauer von 6 Monaten, bei Lehrkräften und Erziehern 
für die Dauer des Schuljahres bzw. Lehrjahres, übertragen 
werden kann. § 85 Abs. 3 gilt auch in diesen Fällen.

(2) Für Richter und Staatsanwälte gelten besondere Rechts­
vorschriften.

§88
Die ununterbrochene Übertragung einer anderen' Arbeit im 

Betrieb für länger als 2 Wochen bedarf der Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung. Die Übertra­
gung einer anderen Arbeit in einem anderen Betrieb am sel­
ben Ort bedarf in jedem Fall dieser Zustimmung.

§89
(1) Wird einem Arbeiter eine andere Arbeit übertragen, 

für die eine höhere Lohn- oder Gehaltsgruppe gilt, hat er An­
spruch auf Lohn nach der höheren Gruppe.

(2) " Wird einem Arbeiter eine andere Arbeit übertragen, für 
die eine niedrigere Lohn- oder Gehaltsgruppe gilt, ist der 
Lohn für die erreichte Leistung nach der für die vereinbarte 
Arbeitsaufgabe geltenden Lohngruppe zu berechnen.

(3) Der Arbeiter hat mindestens Anspruch auf seinen bis­
herigen Durchschnittslohn.

§90

(1) Wird einem Angestellten eine andere Arbeit in einer 
höheren Gehaltsgruppe länger als 4 Wochen übertragen, ist 
ihm für die gesamte Dauer dieser Tätigkeit eine Gehaltszulage 
zu zahlen. Bei Urlaubsvertretungen wird keine Gehaltszulage 
gewährt.

(2) Die Höhe der Gehaltszulage richtet sich nach der Lei­
stung des Angestellten bei der Erfüllung der übertragenen 
Arbeit. Sie wird vom Betriebsleiter mit Zustimmung der-zu­
ständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung festgelegt. Die 
Gehaltszulage beträgt mindestens 50 % der Differenz zwischen

a) dem Tarifgehalt der mit ihm vereinbarten Arbeitsauf­
gabe und dem Tarifgehalt der übertragenen anderen 
Arbeit,

b) den Anfangsgehältern bei Tarifen mit Von-Bis-Spannen, 
wobei das Gehalt des zu Vertretenden nicht überschritten 
werden darf,

c) den Anfangsgehältern bei Tarifen mit Steigerungssätzen.

(3) Trifft für einen Angestellten bei Übertragung einer an­
deren Arbeit in einer höheren Gehaltsgruppe die erweiterte 
materielle Verantwortlichkeit gemäß § 262 Abs. 1 Buchst, b zu, 
ist ihm in jedem Fall für die Dauer dieser Tätigkeit Gehalt 
nach der höheren Gehaltsgruppe zu zahlen.

(4) Wird einem Angestellten. eine andere Arbeit in einer 
niedrigeren Gehaltsgruppe übertragen, hat er Anspruch auf 
seinen bisherigen Durchschnittslohn.


